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Niemand weiss,
was Offsets nützen
Gegengeschäfte bei Armeeaufträgen
sind schwer zu evaluieren

GEORG HÄSLER, BERN

Unter dem Titel «Air 2030» will der
Bund in den nächsten Jahren 8 Mil-
liarden Franken für die Erneuerung
der Luftwaffe ausgeben: zwei für das
Patriot-System zur Boden-Luft-Vertei-
digung grosser Reichweite, sechs für das
neue Kampfflugzeug F-35.

Lockheed Martin, der Hersteller des
Jets, ist verpflichtet, 60 Prozent desAuf-
tragswerts in Schweizer Unternehmen
zu investieren, beim Patriot-Produzen-
ten Raytheon sind es gar 100 Prozent.
Mehr als 5,5 Milliarden der Ausgaben
für «Air 2030» fliessen also über soge-
nannte Offset-Geschäfte zurück in die
Schweiz. Das ist wesentlich mehr als
sonst. Die Geschäftsprüfungskommis-
sion des Ständerats (GPK-S) liess nun
das Controlling solcher Gegengeschäfte
durch Armasuisse genauer anschauen.

Im Parlament ein Thema

Das Ziel dieser Offset-Geschäfte ist die
Stärkung der sicherheitsrelevantenTech-
nologie- und Industriebasis (Stib),wie es
offiziell heisst. Darunter fällt ein breites
Spektrum von Branchen und Betrieben:
vom klassischen Rüstungsunternehmen
bis zum Startup im Cyberbereich. Die
Stib soll laut der Rüstungsstrategie des
Bundes dazu beitragen, die rüstungs-
politischenAbhängigkeiten der Schweiz
vomAusland zu reduzieren.

Grundsätzlich ist die GPK-S mit
dem Controlling vonArmasuisse zufrie-
den. Aber ausgerechnet daraus, ob das
Hauptziel der Gegengeschäfte erfüllt
wird, lassen sich laut GPK-S nach der
gegenwärtigen Methode keine Schlüsse
ziehen. Das Controlling beschränke sich
auf die Überprüfung, ob Offset-Ge-
schäfte die operativen Ziele erreichten –
also Umfang, Dauer oder regionale Ver-
teilung von Gegengeschäften.

Konkret weiss heute also niemand,
was Offsets bringen. Bei der Evaluation
des F-35 wurden die direkten Gegen-
geschäfte zwar bloss mit 10 Prozent ge-
wichtet, weit weniger etwa als die Fähig-
keiten des Systems (55 Prozent) oder der
Produktesupport (25 Prozent).Trotzdem
waren die Offsets bei der parlamentari-
schen Beratung des Kreditrahmens für
«Air 2030» ein zentrales Thema.

Die Chefin des Verteidigungsdepar-
tements (VBS), Bundesrätin Viola Am-
herd, hatte zuvor die direkten Offsets
für das neue Kampfflugzeug nach einer
externen Überprüfung von 100 auf 60
Prozent vermindert. Insbesondere die
Westschweizer Kantone waren dar-
über nicht erfreut. Dies dürfte einer der
Gründe für die Skepsis in der Romandie
bei der Kampfjetabstimmung vom Sep-
tember 2020 gewesen sein.

Die GPK-S stellt sich nach der Unter-
suchung des Offset-Controllings die
Frage, ob die vorhandenen Strukturen
für die Abwicklung der Gegengeschäfte
von «Air 2030» geeignet sind. Die Kom-
mission bemängelt auch den tiefen Digi-
talisierungsgrad der Instrumente. Unter
anderem empfiehlt sie dem Bundesrat,
dafür zu sorgen, dass die Hauptzielset-
zung besser überprüft werden könne.

To-do-Liste für das VBS

Zudem stellt dieGPK-S fest,dass dieAuf-
sicht über die Offset-Geschäfte schwach
sei. Kritisiert wird auch das VBS. Dieses
bringe sich ausser bei grossen Beschaf-
fungsprojekten wie «Air 2030» kaum in
den Offset-Bereich ein und überlasse die
ganze Begleitung Armasuisse. In einer
weiteren Empfehlung ersucht die Kom-
mission deshalb den Bundesrat um eine
Klärung der Rolle der Offset-Aufsicht.
Ausserdem soll der Bundesrat sicher-
stellen, dass das VBS seine Aufsichts-
funktion wahrnimmt.

Dies unterstreicht auch die Priori-
tät, welche den Offsets weiterhin bei-
gemessen wird. Um in einer mög-
lichen zweiten Abstimmung über ein
neues Kampfflugzeug noch besser ab-
zuschneiden als 2020, dürfte die Moti-
vation desVBS gestiegen sein, dieWirt-
schaft in den Kantonen auch in diesem
Bereich zu überzeugen.

«Schulen leiden unter
unterschiedlichen Vorgaben»
Schweizer Schulen hätten die Pandemie bisher gut bewältigt, sagt Bildungsexpertin Katharina Maag Merki

Frau Maag Merki, was ist in der Pan-
demie an den Schulen schiefgelaufen?
Im Rahmen unserer Studie haben wir
gesehen, dass die Schulen die grössten
Problemzonen seit dem Start der Pan-
demie gut erkannt haben und sehr viel
unternommen haben, um mit den Be-
dingungen klarzukommen. Auf politi-
scher Ebene ist allerdings die Situation
momentan weniger günstig: Es ist alles
andere als optimal, wenn die Corona-
Massnahmen ständig wechseln. Es kann
nicht sein, dass eine Schule entscheiden
muss, ob und für welche Kinder eine
Maskenpflicht gilt, da stimmt etwas
nicht.Hier hat das Fehlen von Rahmen-
bedingungen die Arbeit vor Ort stark
erschwert.

Braucht es also seitens der Politik ein-
heitlichere Regeln?
Gewisse Dinge kann man nur vor Ort
lösen. So macht es einen grossen Unter-
schied, ob ich es mit einer Klasse im Zür-
cher Stadtkreis 4 zu tun habe oder mit
einemKlassenverband vomZürichberg.
Um auf solche Gegebenheiten einzu-
gehen, braucht es Gestaltungsspielraum
für die Schulen, aber auch für die Kan-
tone, da auch ihre Rahmenbedingungen
unterschiedlich sind. Dieser wird durch
den Föderalismus gewährt. Aber die
Pandemie hat ganz klar aufgezeigt, dass
der Föderalismus seine Grenzen hat. Es
braucht nun rasch eine Diskussion dar-
über, wo Dinge allgemeingültig geregelt
werden müssen. Dies würde einen ge-
wissen Schutz für die Schulleitungen,
die Lehrpersonen und die Schüler be-
deuten.

Tangiert das nicht die kantonale Bil-
dungshoheit?
Ich denke nicht. Die Konferenz der
kantonalen Erziehungsdirektoren
(EDK) hat wiederholt gesagt, dass Bil-
dung Sache der Kantone sei. Doch für
Situationen wie eine Pandemie braucht
es kantonsübergreifende Regeln. Die
Schulen leiden gegenwärtig sehr stark
unter den unterschiedlichen Vorgaben,
die in den Kantonen oder sogar Ge-
meinden gelten. Das darf nicht sein.
Schliesslich ist die Pandemie im Kan-
ton Zürich keine andere als im Aargau.
Föderalismus muss den Schülerinnen
und Schülern dienen. Sonst ist er nutzlos.

Mit der S-Clever-Studie haben Sie unter-
sucht, wie Schulleiter in der Deutsch-
schweiz, in Deutschland und in Öster-
reich in den letzten beiden Jahren die
Corona-Pandemie bewältigt haben.Wel-
che Gemeinsamkeiten gibt es?
Unsere Studie zeigt, dass die deutsch-
sprachigen Gebiete eine Art gemein-
samen Pandemie-Erfahrungsraum bil-
den. Lehrpersonen haben unterschied-
liche digitale Kompetenzen. Wie man
mit dieser Herausforderung umgeht, ist
in allen drei Ländern ähnlich anspruchs-
voll. Das gilt auch für die hohe Belas-
tung, die Schulleitungen und Lehrperso-
nen zu bewältigen haben.

Wo zeigen sich Unterschiede?
Neben diesen pandemiebedingten Ge-
meinsamkeiten sehen wir deutlich län-
derspezifische Ergebnisse, die haus-
gemacht sind. Es hat beispielsweise da-
mit zu tun, wie viel in die Ausbildung
der Lehrpersonen und die Digitalisie-
rung investiert wurde.

Bei diesen hausgemachten Ergebnissen
schneidet die Schweiz relativ gut ab.
Tatsächlich ist die Deutschschweiz etwas
besser gestartet. Das gilt sicher für den
digitalen Bereich. Die Pandemie hat
dieses Sorgenkind erneut ins Schein-
werferlicht gerückt. Zwar schneidet
die Schweiz auch nicht sensationell ab,
doch die Schulen hatten mehr Erfah-
rung im Bereich des digitalen Lernens.
Viele Schulen nutzten schon vorher
stärker Online-Plattformen als Schulen
in Deutschland und Österreich. Dazu
kommt, dass die Lehrpersonen in der
Schweiz ganz einfach besser ausgerüstet

waren, etwa mit einer E-Mail-Adresse
und einem eigenen Laptop.

Welche Folgen hat dieser Startvorteil?
Schulen mit digitalen Erfahrungen ist
es besser gelungen, Strategien zu ent-
wickeln, wie man mit dieser ausser-
ordentlichen Situation umgehen kann.
Das hat Langzeiteffekte bis jetzt. Jenen,
denen es schon vorher besser ging, ist
es während der ganzen zwei Jahre bes-
ser ergangen.

Es gibt also keinen Aufholeffekt.
Es gibt Möglichkeiten aufzuholen. Das
ist allerdings nur dann möglich, wenn
man ganz gezielt in das investiert, was
vorher nicht als Hausaufgabe geleistet

worden ist. Diese Konzepte sind vor-
handen. Jetzt müssen die Schulen dabei
unterstützt werden, auch tatsächlich mit
diesen Konzepten zu arbeiten. Ausser-
dem muss in die Fortbildung der Leh-
rerinnen und Lehrer investiert werden.
In diesem Bereich ist vor allem die Poli-
tik gefordert.

Ist dieser Digitalisierungsschub auch
nachhaltig?
Digitalisierung ist kein Selbstzweck. In
der Schule geht es letztlich darum,Schü-
lerinnen und Schüler zu fördern. Aus
vielen Studien wissen wir, dass digita-
les Lernen nicht einfach der Königsweg
ist,mit dem sich alle Probleme lösen las-
sen.Doch es ist ein Instrument mit gros-
sem Potenzial. In den Schulen werden
nach Corona sicher mehr solche Instru-
mente genutzt. Dies gilt in erster Linie
für denAustausch von Materialien über
eine Plattform. Etwas weniger werden
Online-Instrumente für das Lernen im
Alltag eingesetzt.Noch weniger, um den
Lernfortschritt der Schülerinnen und
Schüler festzustellen.

Muss denn das Lernen überall digitali-
siert werden?
Keineswegs. In gewissen Bereichen sind
digitale Lerninstrumente schlicht und
einfach sinnlos, weil das Lernen vor Ort

zwischen Menschen stattfindet. Man
muss nicht etwas künstlich verschlech-
tern, was sich bewährt hat und funktio-
niert. Es braucht eine Idee, eine Vision,
was digitales Lernen soll.

Wird die Schweiz ihren Vorsprung hal-
ten können?
Allzu lange kann sich die Schweiz nicht
auf ihren Lorbeeren ausruhen, sondern
sie muss wieder mehr Elan an den Tag
legen. In Sachen übergeordnete Ideen
undWeiterbildung geschieht inDeutsch-
land und Österreich derzeit mehr.

In den letzten Wochen wurden immer
mehr Schülerinnen und Schüler positiv
getestet. Ausserdem sind immer mehr
Lehrpersonen ausgefallen. Trotzdem
hat man von Digitalisierung nicht mehr
viel gehört.
Das hat nichts damit zu tun, dass die
Schulen nichts mehr von der Digitalisie-
rung wissen wollen. Die Entwicklung in
den letztenWochen verlief sehr schnell.
Die Situationen waren oft komplex, die
Schulleitungen mussten immer wie-
der Löcher stopfen. Das geht nicht ein-
fach, indem man den Präsenzunterricht
in den virtuellen Raum verlagert. Da-
für braucht es Anlaufzeit. Die schwie-
rigste Form ist der hybride Unterricht.
Die Lehrperson kann unmöglich gleich-
zeitig Kinder unterrichten, die vor Ort
sind, und Schüler betreuen, die zu Hause
vor dem Computer sitzen.

Wäre es in den letzten Wochen nicht bes-
ser gewesen, wenn die Schulen integral
auf Fernunterricht umgestellt hätten?
Eine komplette Umstellung wäre nur
dann sinnvoll, wenn das Gesundheits-
system an den Anschlag käme. Die
Schulen müssen offen bleiben. Das ist
für die Kinder enorm wichtig. Aller-
dings müssten die Schulen ein Kon-
zept dafür entwickeln, dass ganze Klas-
sen ausfallen oder der Unterricht nicht
mehr möglich ist, weil viele Lehrerin-
nen und Lehrer krank sind. In diesem
Fall könnten Klassen zusammengelegt
werden mit Schülern, die vor Ort sind.
Eine Lehrperson kümmert sich um
diese Kinder und eine andere Lehr-
person um jene Schüler, die zu Hause
bleiben müssen. Die Pandemie zeigt,
dass Unterricht nicht die Sache einer
einzelnen Lehrperson ist, sondern eine
Schulentwicklungsaufgabe. Es braucht
ein Konzept für die gesamte Schule,wie
man mit solchen Situationen umgeht.
Dies ist auch wichtig für die Zeit nach
der Pandemie.

Was muss nun für die Kinder getan wer-
den, die während zwei Jahren immer
wieder pandemiebedingt aus dem nor-
malen Rhythmus geworfen wurden?
Es ist nun wesentlich, dass alle Kinder
wieder einen stabilen Lernort haben.
Die Schule muss wieder zum Ort wer-
den, wo Lernen mit allen Facetten – im
Präsenzunterricht, digital, in Gruppen,
allein – strukturiert und ohne Störun-
gen möglich ist. Ausserdem müssen die
Schülerinnen und Schüler verstärkt be-
fähigt werden, eigenständig zu lernen.

Braucht es besondere Massnahmen
zum Beispiel für lernschwache Schüle-
rinnen und Schüler?
Unsere Untersuchung zeigt, dass es
Schulen einfacher hatten, die bereits vor
der Pandemie eine enge Beziehung zu
Eltern aufgebaut hatten, die ihren Kin-
dern zu Hause nicht die ideale Unter-
stützung liefern konnten. Der Kontakt
zwischen Schule und Eltern ist eine Bau-
stelle, die dringend angegangen wer-
den muss. Zuoberst auf der Agenda
der Schulen steht gemäss unserer Um-
frage die Förderung des selbständigen
Lernens. Eine weitere grosse Baustelle
ist das sinnvolle digitale Lernen. Die-
ses muss mit der Gestaltung eines qua-
litativ guten Unterrichts und mit Unter-
richtsentwicklung verbunden werden.
Der Wille der Verantwortlichen in den
Schulen ist vielerorts da.Die ganz grosse
Frage ist nun, ob die Politik die not-
wendigen Rahmenbedingungen dafür
schafft. In dieser Hinsicht war in letzter
Zeit nicht alles optimal.

Interview: Erich Aschwanden

Die Maskentragpflicht ist an Schulen zu einem Zankapfel geworden. CHRISTOPH RUCKSTUHL / NZZ

Ein Schulvergleich
unter Nachbarn
ase. Die Bildungsforscherin Katharina
Maag Merki lehrt und forscht an der
Universität Zürich über Theorie und
Empirie schulischer Bildungsprozesse.
Zusammen mit Wissenschafterinnen
und Wissenschaftern aus Deutschland
und Österreich untersuchte sie im Rah-
men der S-Clever-Studie,wie Schulleiter
in den drei Ländern die Corona-Pande-
mie bewältigt haben.

ImRahmen der Studie wurden in den
drei Ländern insgesamt 1440 Schulleite-
rinnen und Schulleiter befragt. Die Be-
fragungen fanden im September/Okto-
ber 2020, im Februar/März 2021 und im
Juni/Juli/August 2021 statt.

Katharina
Maag Merki
BildungsforscherinTH
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Die Schweiz ist eine Tabakgrossmacht
Die meisten hierzulande produzierten Zigaretten werden exportiert – die Hersteller nutzen die gegenüber der EU laschere Gesetzgebung

ANTONIO FUMAGALLI, LAUSANNE

In weniger als drei Wochen stimmt die
Schweizer Bevölkerung über die Initia-
tive für ein Tabakwerbeverbot ab. Nur
am Rande wird über die Bedeutung der
hiesigen Tabakindustrie debattiert – da-
bei hat sich die Schweiz in den vergan-
genen Jahrzehnten zu einem veritablen
Paradies für die Branche entwickelt.
Mit Philip Morris International (PMI),
British American Tobacco (BAT) und
Japan Tobacco International (JTI) ver-
fügen gleich drei der weltweit grössten
Tabakkonzerne hierzulande über wich-
tige Produktionsstätten oder gar ihren
globalen Hauptsitz.Warum ist das so?

Darauf lassen sich zwei Antworten
geben: Die eine hat mit den Vorzügen
des Bildungs- undWirtschaftsstandortes
Schweiz zu tun. Die andere mit der im
Vergleich zum Ausland deutlich lasche-
ren Gesetzgebung.

Philip Morris etwa hat in Lausanne
seinen operativen Hauptsitz und in
Neuenburg das Forschungs- und Ent-
wicklungszentrum.Über 3000Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter sind an den
beiden Standorten beschäftigt, viele von
ihnen sind hochspezialisierte Experten.
Auch im Headquarter von JTI in Genf
sind über 1000 Personen angestellt. Mit
ihren renommierten Hochschulen, der
vorteilhaften Fiskalpolitik, der wirt-
schaftlichen und politischen Stabilität

sowie der hohen Lebensqualität ist die
Schweiz ein höchst attraktiver Stand-
ort – trotz hohem Lohnniveau. Hinzu
kommt, dass die hiesige Tabakverarbei-
tung eine lange Tradition hat, wie die
Hersteller betonen.

Doch die Forschung undAdministra-
tion ist nur die eine Seite.Auf der ande-
ren ist der Tabak noch richtiggehend
riechbar: Alle drei Weltkonzerne ver-
fügen in der Schweiz über Fabriken, in

denen vor allem klassische Zigaretten,
aber auch neuartige Tabak-Sticks pro-
duziert werden. Die Volumen sind ein-
drücklich:Weit über 30Milliarden Ziga-
retten verlassen pro Jahr die Werkstät-
ten in Boncourt, Dagmersellen und
Neuenburg (siehe Tabelle). Obwohl
deren Produktion weitgehend automa-
tisiert ist, arbeiten mehrere hundert Per-
sonen vor Ort.

Widersprüchliche Angaben

Müsste damit nur der Schweizer Markt
abgedeckt werden, wären die Kapazitä-
ten viel zu grosszügig bemessen – zumal
die Zigarettenverkäufe aufgrund von
Preiserhöhungen und Präventionskam-

pagnen in den vergangenen zwei Jahr-
zehnten deutlich zurückgegangen sind.
Doch der weitaus grösste Anteil ist für
den Export bestimmt: JTI beziffert die-
sen auf 85 Prozent, PMI auf 70 Prozent.

BritishAmericanTobacco seinerseits
macht widersprüchliche Angaben: Auf
Anfrage schreibt der Konzern, dass der
Exportanteil bei rund 50 Prozent liege
und man überdies nicht kommuniziere,
wie viele Zigaretten in der Schweiz her-
gestellt würden. Auf der eigenen Web-
site vermeldet BAT hingegen sehr wohl
eine präzise Zahl (10 Milliarden Ziga-
retten pro Jahr) und schreibt, dass drei
Viertel der Produktion fürs Ausland
bestimmt seien. Die Medienstelle sagt
dazu, dass die Angaben auf der Web-
site veraltet seien. Was allerdings stut-
zig macht:Addiert man die Zahlen,wel-
che die drei Konzerne als Inlandanteil
angeben, liegt die Summe deutlich über
derAnzahl der hierzulande effektiv ver-
kauften Zigaretten.

Wie hoch der Exportanteil auch
immer ist: Die Tabakmultis machen sich
die grosszügige Gesetzgebung zunutze.
Denn in der Schweiz dürfen Tabakpro-
dukte hergestellt und ausgeführt werden,
die aufgrund der deutlich höherenTeer-,
Nikotin- und Kohlenmonoxidwerte im
Inland gar nicht zugelassen sind. Die
EU ist strikter: Produziert werden kann
nur, was auch die eigene Bevölkerung
konsumieren darf.An dieser Grundlage

ändern weder die Initiative, über die am
13. Februar abgestimmt wird, noch das
als indirekter Gegenvorschlag konzi-
pierte Tabakproduktegesetz etwas.

So landet ein Grossteil der «Schwei-
zer» Glimmstengel in Ländern, die keine
strengenKonsumbestimmungenkennen–
vor allem in Nordafrika, im Nahen und
Mittleren Osten sowie in Japan. Public
Eye hat in Marokko Zigaretten mit der
Herkunftsbezeichnung «made in Swit-
zerland» gekauft und diese von einem
Labor untersuchen lassen. Das Er-
gebnis sei eindeutig gewesen, schreibt
die NGO. Die in der Schweiz für den
Export hergestellten Zigaretten hätten
«ein wesentlich höheres Suchtpotenzial»
und seien «deutlich giftiger als Zigaret-
ten, die in der Schweiz oder in Frank-
reich zu kaufen sind».

Verschwiegene Steuerämter

Dass die Schweiz eine vergleichsweise
liberale Gesetzgebung kennt, hat auch
mit dem volkswirtschaftlichen Gewicht
der Tabakindustrie zu tun. Die Kon-
zerne verweisen gerne auf eine Studie
aus dem Jahr 2017. KPMG hatte damals
einen wirtschaftlichen Gesamteffekt
von jährlich 6,3 Milliarden Franken er-
rechnet. Der Tabaksektor generiere für
jeden verdienten Franken 83 Rappen
an zusätzlichem Wert in anderen ein-
heimischen Wirtschaftssektoren und
schaffe direkt oder indirekt über 11 000
Arbeitsplätze.

Obwohl die Berechnungsmethode
umstritten ist: Die Tabakindustrie ist
zweifellos bedeutsam, erst recht für die
Westschweiz. Die Finanzdepartemente
der Romandie-Kantone sind nicht son-
derlich gesprächig, wenn es um ihre Fis-
kalpolitik geht. Einzig Genf sagt, dass
der Tabaksektor rund 3 Prozent der
Steuereinnahmen ausmache. In Neuen-
burg ist Philip Morris dem Vernehmen
nach gar der wichtigste Steuerzahler.

Es erstaunt insofern wenig, dass die
Tabakindustrie im Bundesparlament –
unter anderem über die «Allianz der
Wirtschaft für eine massvolle Präven-
tionspolitik» – auf wichtige Fürsprecher
zählen kann. Gemäss dem «Tobacco
Control Scale», einem von den europäi-
schen Krebsligen herausgegebenenVer-
gleich zwischen 36 Ländern, belegt die
Schweiz in Bezug auf die Präventions-

massnahmen den zweitletzten Rang.Die
Tabakfirmen befinden sich in einem tief-
greifendenWandel – weg von den tradi-
tionellen Zigaretten hin zu Produkten,
die nur noch erhitzt, aber nicht mehr
verbrannt werden. Gemäss Angaben
der Hersteller sind diese deutlich weni-
ger gesundheitsschädlich.

Tabak oder Life-Science?

Alle Grossen der Branche haben in den
letzten Jahren Milliardenbeträge in die
Entwicklung dieser neuen Geschäfts-
zweige investiert. Der neue Chef von
Philip Morris will seine Firma gar zum
Life-Science-Konzern umbauen. Noch
sind die Zigaretten-Alternativen aber
ein Nebenprodukt, wenn auch mit ste-
tig zunehmendem Anteil. PMI sagt,
dass bereits rund 30 Prozent des Umsat-
zes von rauchfreien Produkten stamm-
ten. JTI nennt Zahlen für Japan, wo die
«risikoreduzierten Produkte» 11 Pro-
zent ausmachten. BAT seinerseits will
in acht Jahren 50 Millionen Konsumen-
ten von den rauchfreien Tabakerzeug-
nissen überzeugen.

Vorerst gilt dieAufmerksamkeit aber
der Initiative für ein Tabakwerbever-
bot. Dass die Konzerne diese bekämp-
fen und für denGegenvorschlag weibeln,
liegt auf der Hand. IhreArgument:Es sei
richtig, dass Kinder und Jugendliche vor
dem Tabakkonsum geschützt würden,
aber die Initiative sei das falsche Instru-
ment. Sie könne gar kontraproduktiv
sei, weil man damit die Alternativpro-
dukte nicht mehr bewerben könne, auf
die Raucher umsteigen sollten.

Gemäss der jüngsten Umfrage hat
die Initiative aber durchaus Chancen
an der Urne.Was würde sich dann kon-
kret ändern für die Tabakfirmen? JTI
sagt, dass man langjährige Partnerschaf-
ten, etwa mit Musikfestivals, beenden
müsste. BAT spricht gar von «radikalen
wirtschaftlichen Folgen» eines Werbe-
verbots und nennt im gleichenAtemzug
die von der KPMG ermittelte volkswirt-
schaftliche Bedeutung von jährlich 6,3
Milliarden Franken. Doch davon ist nur
ein kleiner Teil in Gefahr: Denn die In-
itiative bezieht sich auf die Werbung –
die gewichtigen Forschungs- undAdmi-
nistrationsstandorte sowie auch derVer-
kauf und Export von Tabakprodukten
stehen derzeit nicht zur Diskussion.

Für das Ausland hergestellte Schweizer Zigaretten sind viel schädlicher als solche für den Inlandkonsum. PIUS AMREIN / LZ

Verbot von Tabakwerbung
Eidgenössische Abstimmung
vom 13. Februar 2022

Der frühere BAG-Chef will das Spital Wallis digitalisieren
Pascal Strupler trägt eine Mitverantwortung für die Mängel beim Bundesamt für Gesundheit – jetzt möchte er es besser machen

DAVID BINER

Die Pandemie ist auch eine Krise der
Zahlen. Schwierigkeiten bei der Er-
hebung und Weiterverarbeitung von
Daten ziehen sich nun schon zwei Jahre
hin. Während medizinische und pflege-
rische Höchstleistungen vollbracht wer-
den, treten im administrativen Bereich
des Gesundheitssystems sowie im zu-
ständigen Bundesamt für Gesundheit
(BAG) beklemmende Mängel zutage.

Fehlerhafte, voneinander abwei-
chende oder zu spät gelieferte Daten
sowie die vielzitierten Faxgeräte, mit
denenÄrzte an das BAG rapportieren –
das hiesige Corona-Malaise rührt von
der bitteren Erkenntnis her, dass die
angeblich so gut organisierte Schweiz in
Sachen Krisenmanagement und Digi-
talisierung nicht so aufgestellt ist, wie
man das gemeinhin dachte. «Der Bun-
desrat ist relativ faktenfrei unterwegs»,

soll Finanzminister Ueli Maurer einmal
zu den Entscheidungsgrundlagen der
Regierung gesagt haben.

Zwanzig IT-Fachkräfte gesucht

Das Spital Wallis gibt sich etwas diplo-
matischer: «Das schweizerische Ge-
sundheitswesen ist ungenügend digitali-
siert», schreibt der grösste Arbeitgeber
des Alpenkantons auf seiner Website.
Um dies zu ändern, sucht die Institution
ab dem neuen Jahr «rund zwanzig IT-
Kapazitäten», einen Application-Ow-
ner, eine Software-Developerin, Net-
work- und Security-Engineers und wei-
tere Fachleute.

Die Spitalleitung will die ganze Orga-
nisation mit ihren sechs Standorten digi-
talisieren.Nebst der Einstellung von IT-
Spezialisten ist die Einführung eines
Klinikinformationssystems geplant.
Der Patient kann dann vor einem Ein-

griff seine Daten digital erfassen. Von
den Röntgenbildern bis zum Bericht an
den Hausarzt oder zur Rechnung an die
Krankenkasse – alles drin.Auch derAll-
tag für das Spitalpersonal soll so verein-
facht werden.

«Das Ziel ist ambitiös.DieWahl eines
Systems, die Prozessleitung und -organi-
sation, die Umsetzung werden Finanzen,
Know-how und Motivation, Ausdauer
und Geduld erfordern», lässt sich Pas-
cal Strupler in einer Mitteilung zitieren.
Der neue Verwaltungsratspräsident des
SpitalsWallis schwärmt gegenüber dem
Lokalsender Canal 9 von einer «Bau-
stelle», die ihm persönlich am Herzen
liege. Er wünsche sich eine gute Ver-
ständigung auch zwischen den Hausärz-
ten und dem Spital.

Dass sich Strupler in seinemHeimat-
kanton nun als IT-Pionier ins Zeug legt,
lässt Beobachter schmunzeln. Als vor-
maliger BAG-Chef trägt er eine Mit-

verantwortung für die Verfassung der
Behörde. Dass etwa das Meldesystem
für übertragbare Krankheiten fehler-
anfällig ist, war schon seit 2012 be-
kannt. «Das BAG war bei Pandemiebe-
ginn voll in der Umstellung auf digitali-
sierte Prozesse», verteidigte sich Strup-
ler. SeinAbgang beim BAG hatte er sich
anders vorgestellt. ImOktober 2019 gab
er seine Demission auf Ende Septem-
ber 2020 bekannt.Der Härtetest kam zu
einem denkbar ungünstigen Zeitpunkt.

Kosten von bis zu 60 Millionen

Es sei kein Zufall, dass Strupler in seiner
neuen Funktion grossen Wert auf Digi-
talisierung lege, sagen Kenner des Wal-
liser Gesundheitswesens. «Kluge Men-
schen machen den gleichen Fehler nie
zweimal.» Die umgänglicheArt des vor-
maligen Spitzenbeamten komme zudem
gut an. Dem besonnenen Juristen wer-

den diplomatisches Geschick sowie eine
grosseAnpassungsfähigkeit nachgesagt.
Bundesrat Pascal Couchepin war sein
Ziehvater, mit dessen Nachfolger Alain
Berset konnte er sich arrangieren.

Das Walliser Gesundheitswesen ist
komplex, die Sprachbarriere hoch. Die
Mentalität zwischen den Standorten im
deutsch- und im französischsprachigen
Kantonsteil spiegelt sich auch in den
Zahlen. Diese sind im Oberwallis meist
schwarz, imWelschwallis dunkelrot. Für
die pandemiebedingtenAusfälle im ers-
ten Corona-Jahr musste die öffentliche
Hand 30Millionen Franken nachzahlen.
Das ganze Geld ging ans Unterwallis.

Struplers IT-Mission ist für den gan-
zen Kanton gedacht. Er wird nun die
Walliser Regierung und später auch das
Kantonsparlament davon überzeugen
müssen. Geschätzter Kostenpunkt für
eine Rundum-Digitalisierung: 50 bis 60
Millionen Franken.
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